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Deutſchland. 
Verlin, 9. März. Se. königliche Hoheit der Prinz Re⸗ 
A haben, im Namen Sr. Majeſtät des Könige, Allergnädigſt 
geruht: dem Schloßhauptmann von Rheinsberg, Major a. D. 
Grafen von Königsmarck, den Rothen Adler⸗Orden zweiter 
Klaſſe mit Eichenlaub und dem kaiſerlich rufſiſchen Kolleglen⸗ 
Rath Dr. Heyfelder zu St. Petersburg, den Rothen Adler⸗ 
Orden dritter Klaſſe; ſo wie dem Erbſaſſen Gottlieb Gieſche 
zu Breslau und dem Kreisbeten Peter Kaspar Neuhaus zu 
Basen das Allgemeine sau a verleihen; den Kammer⸗ 


herrn Grafen von Burg haus auf Laaſau, auf Grund der 
‚don neuem auf ihn, gefallenen Wahl, wiederum als General⸗ 
direktor der ſchleſiſchen Landſchaft für den ſechsjährigen Zeit⸗ 
raum von Weihnachten 1858 bis dahin 1864 zu beſtätigen; 
und die Kreisrichter Lerche zu Löwenberg, von Mäller zu 
Rothetburg, Schüler zu Bunzlau, Hertel zu Glogau zu 
Kereisgerichts⸗Räthen zu ernennen. 
Berlin, 9. März. Die k. Staatsregierung hat folgende 
das Verbot der Pferdeauefuhr betreffende Bekannt⸗ 
machung erläffen: 
Auf Grund des F. 3 des Zollgeſetzes vom 23. Januar 

1838 (Geſetz Sammlung Seite 34) und in Folge beſonderer 
Allerhöchſter Ermächtigung vom 2. d. M. wird hiermit vom 
10. d. M. ab bis auf Weiteres die Ausfuhr von Pferven 
über die äußere Zollgrenze (gegen das Zollvereins - Ausland) 
für den ganzen Umfang des Staats und nach jeder Richtung 
hin, unter Hinweiſung auf die im 8. 1 des Zollſtrafgeſetzes 
dom 23. Januar 1838 (Geſetz- Sammlung Seite 78) ange⸗ 
ohten Strafen, verboten. ö 
Berlin, den 7. März 1859. 
Miniſter des Janern. Der Jinanz⸗Miniſter. 
Flottwell. l v. Patow. 

m Haufe der Abgeordneten machte heute das Mi⸗ 
niſterium Mitlheilungen über die politiſche Lage. Sämmtliche 
Mintſter waren zugegen. Das diplomatiſche Korps war zahl⸗ 
reich vertreten. Nach einigen einleitenden Worten des Fürſten 
don Hohenzollern theilte der Finanzminiſter mit: Seit Anfang 
dieſes Monats haben bedeutende Ankäufe auf eine beträchtliche 
Pferdeausfuhr aus dem Zollvereine als bevorſtehend ſchließen 
laſſen; die Regierung habe am 2. mit Allerhöchſter Genehmi⸗ 
gung ein gemeinſames Pferdeausfuhr⸗Verbot bei den Zoll⸗ 
vereins Regierungen beantragt; mit Ausnahme der luxemburgi⸗ 
ſchen Regierung, deren Entſcheidung noch zu erwarten ſei, haben 
alle Regierungen zugeſtimmt; in Baiern ſei das Verbot am 5., 
in Würtemberg am 7. in Kraft getreten; von morgen (10.) ab 
trete es an allen Grenzen in Wirkſamkeit; die Regierung glaube 
im Sinne der Landesvertretung gehandelt zu haben. (Allſeiti⸗ 
ges Bravo.) 

Minifter des Auswärtigen v. Schleinitz: „Inmitten der 
Aufregung, welche in den übrigen Theilen Deuſſchlands ſich 
während der letzten Wochen kundgab, hat die preußiſche Landes⸗ 
vertretung eine Haltung bewahrt, welche ihr ein Anrecht auf 
den Dank der Regierung, wie auf den des geſammten Landes 
sichert. In dieſer maßvollen Haltung, Angeſichts ter allgemei⸗ 
nen Erregtheit der Gemüther, wird die Nation mit gerechtem 
Stolze das bererteſte Zeugniß jenes politiſchen Taktes und jener 
weiſen Umſicht erkennen, wie fie einer Verſammlung anſtehen, 
welche berufen iſt, die Intereſſen eines großen Landes zu ver⸗ 
treten. Die Regierung aber begrüßt in ihr ein ihr theures 
Pfand des Vertrauens, durch welches fie ſich geſtärkt fühlt bei 
der Erfüllung des ihr obliegenden ſchweren Berufes. — Sie 
glaubt gegenwärtig den Außenblick gekommen, wo es ihr ge⸗ 
ſtattet iſt, der Landesvertretung in allgemeinen Zügen, und fo 
weit es die zarte Natur des Gegenſtandes Überhaupt zuläßt, 
den Standpunkt darzulegen, welchen fie der fo plötzlich in den 
Vordergrund getretenen politiſchen Tagesfrage gegenüber ein⸗ 
mmt. Die Beſorgniſſe, welche der gegenwärtige Stand der 

europälſchen Verhältniſſe einflößt, laſſen ſich nicht erſchöpfend 
auf einzelne ſcharf präziſirte Fragen zurückführen. Sie ent⸗ 
ſpringen vielmehr der tiefen Verſtimmung, welche ſeit einiger 
Zeit zwiſchen einzelnen Mächten ſich erzeugt, und in einer 
Reihe ſprechender Thatſachen ſich kundgegeben hat. An⸗ 
gesichts einer ſolchen Lage der Verhältniſſe konnte die 
Regierung nicht einen Augenblick im Zweifel fein über die Auf⸗ 
gabe, welche Preußen ſich zu ſtellen hat. Den europziſchen 
Verträgen die ihnen gebührende Achtung, dem Beſtehenden ſeine 
Geltung und damit dem Welttheil den Frieden zu bewahren 
— das allein konnte das Ziel fein, welches die Regierung 

reußens mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu erſtre⸗ 
en bemüht fein mußte. Nach keiner Seite hin durch ſpeꝛielle 
eipflichtuagen gebunden, und mit den nächſibetheiligten Mäch⸗ 
ten in den freund lichſten Beziehungen, befindet ſich die preußiſche 
ur in der günftigen Lage, nach beiden Seiten hin mit 
derſelden Unbefangenheit und mit demſelben Nachdrucke ihren 


Privilegirte 


auf Verſöhnung und Ausgleichung gerichteten Rath in vollem 
Umfange geltend zu machen. — Von gleichen Motiven, wie 
von gleichen Zielpunkten geleitet, haben ſich mit den Bemühun⸗ 
gen Preußens, die Beſtrebungen des ihm innig befreundeten 
Englands vereinigt, und wie bisher, ſo auch heute, geben beide 
Kabinette ſich der, wätzrend der letzten Tage noch weſentlich ge⸗ 
ſteigerten Hoffnung hin, daß ihren gemeinſamen Bemühungen 
der erſtrebte Erfolg ſich nicht entziehen werde. Ueber dieſe 
Bemühungen, als europäſſche Macht, eine bedeutungsſchwere 
europäiſche Verwickelung löſen zu helfen, wird aber Preußen 
niemals ſeines deutſchen Berufes vergeſſen. Wie die preußiſche 
Regierung ſich der gewiſſenhafteſten Achtung vor den europäi- 
ſchen Verträgen und vor dem auf dieſen letztern beruhenden 
europäiſchen Rechtszuſtande bewußt iſt, fo iſt fie in gleichem 
Maße von der Ueberzeugung getragen, daß die Politik Preu⸗ 
ßens, ſoll ſie dem hohen Berufe unſeres Landes entſprechen, 
ſtets eine nationale fein muß. Jedes wahrhaft deutſche In⸗ 
tereſſe wird ſtets in Preußen ſeinen wärmſten Vertreter finden 
und überall, wo es die Aufrechthaltung des Rechtes, der Ehre 
und der Unabhängigkeit des gemeinſamen Vaterlandes gilt, wird 
Preußen nicht einen Augenblick anſtehen, für dieſe höchſten Gü⸗ 
ter das Gewicht ſeiner geſammten Kraft in die Waagſchaale 
zu legen. Indem die Regierung ſich auf dieſen Standpunkt 
geſtellt, und indem ſie in der gegenwärtigen Verwickelung dem 
wahren Intereſſe Deutſchlands am Wirkſamſten dadurch ge⸗ 
dient hat, daß fie den ganzen Einfluß Preußens, als europälſche 
Macht, auf die Ausgleichung der beſtehenden Differenzen rich⸗ 
tete, weiß ſie ſich in voller Uebereinſtimmung und Gemeinſchaft 
mit dem Lande und deſſen Vertretung, und von dieſem Be⸗ 
wußtſein getragen, ſieht ſie mit Ruhe, aber zugleich mit feſten 
Entſchlüſſen Allem entgegen, was die Zukunft bringen wird. 
Denn was auch dleſe Zukunft bringen mag, ſie wird ſtets un 
unter allen Verhältniſſen das 
treu der Aufgabe finden, welche die göttliche Vorſehung ihm 
mit ſichtbarer Hand angewieſen hat.“ 


Die Rede des Miniſters wurde vielfach vom Beifall des 
Hauſes unterbrochen, namentlich an den Stellen, wo die Be⸗ 
mühungen der Regierung um Erhaltung des Friedens, die 
Kooperation Englands, der nationale Beruf Preußens erwähnt 
wurden. 5 


Hierauf ſprach der Präſident Graf Schwerin: „Meine 
Herren! Erachten Sie es nicht für einen Mißbrauch der Stel⸗ 
lung, die ich in dieſem Hauſe einnehme, wenn ich mir erlaube, 
in einem Momente, wo ich glaube, daß das ganze Haus 
eines Sinnes, von einem Gefühle beſeelt iſt, dieſer 
einmüthigen Stimmung Worte zu geben. Das Haus hat mit 
großer Befriedigung die Eröffnungen entgegen genommen, die 
es ſo eben von der Miniſterbank empfangen hat und ich glaube, 
es hat alle Urſache, der Staatsregierung dafür ſeinen Dank 
darzubringen und auszuſprechen, daß es das Vertrauen hegt, 
daß die fernere Leitung der Angelegenheit auch in demſelben 
Sinne geſchehe. (Bravo.) Wenn die Staatsregierung nach 
der einen Seite hin ihr ganzes Gewicht als europäiſche Macht 
in die Waagſchale gelegt hat, um dem Lande und Europa die 
Segnungen des Friedens zu erhalten, deren vollen und ganzen 
Werth die Völker in dem Maaße mehr empfinden, als die Ge⸗ 
fahr des Verluſtes deſſelben ihnen nahe tritt, hat ſie auf der 
andern Seite auch mit Feſtigkeit die Eventwalitäten ins Auge 
gefaßt, die ſich für Preußen für den Fall ergeben würden, daß 
dieſer Friede gebrochen werden würde. Die Intereſſen 
Preußens, die niemals von dem Rechte, der Ehre 
und den Intereſſen des geſammten deutſchen Vater⸗ 
landes getrennt gedacht werden dürfen, die Pflichten, 
die Preußen als Mitglied des deutſchen Bundes zu erfüllen, ſo 
wie die Nückſichten, die es auf ſich zu nehmen hat in feiner 
Stellung als europäiſche Großmacht, haben gleichmäßige Be⸗ 
rückſichigung bei der Regierung gefunden. Wenn die Regie⸗ 
rung mit Ruhe und Feſtigkeit, mit Energie und Beharrlichkeit 
auf dieſer Bahn fortſchreitend, den Ereigniſſen entgegengeht, 


mögen ſie, wie zu hoffen iſt, den Frieden verbürgen, möge, wie 


tief zu beklagen wäre, der Friede gebrochen werden, dann meine 
Herren, ich ſpreche es mit Zuverſicht aus, darf ſie nicht nur 
auf die Unterſtützung und die bereitwillige Zuſtimmung dieſes 
Hauſes, nein, auf die Zuſtimmung des ganzen Landes und auf 
ſeine thalkräftige Hülfe, wenn es erforderlich ſein ſollte, mit 
Sicherheit rechnen. (Bravo!) Deuten Sie mir, meine Herren, 
an, daß ich auch Ihren Sinn in dieſer Beziehung ausgeſprochen 
habe.“ — Auf dieſe Worte erhob ſich die ganze Verſammlung 
zum Zeichen der Beiſtimmung. 

Zur Tagesordnung übergehend, erfolgt nun der Bericht der 
Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaushaltsetats. 


Bei dem Etat der Poſt⸗, Gefegfammlun;s- und Zeitungs. 
Deblts⸗Verwaltung rügt Hr. Reichenſperger (Köln) die Beibe⸗ 


alte Preußen an der Stelle und ö 
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haltung des Beſtellgeldes der Briefe, da daſſelbe gerade den 
kleinen Mann treffe. f 8 

Der Handels miniſter: Es iſt der Wunſch der Staats ⸗ 
Regierung, wie der Poſtvexwaltung, das Beſtellgeld aufzugeben, 
ſobald die Finanzlage es erlaube. Zur Zeit trägt das Beſtell⸗ 
geld 500,000 Thlr. ein. Die Staatsregierung hofft bald in 
der Lage zu ſein, das Beſtellgeld aufheben zu können und den 
Ausfall auf andere Weiſe zu decken. 

Die Kommiſſion hat beantragt, die Inſinuation gerichtlicher 
Verfügungen durch die Poſt im geſetzlichen Wege zu regeln. 

Der Kommiſſions⸗Antrag wird mit großer Majorität ans 
genommen. 8 

Bei dem Titel „perſönliche Verwaltungskoſten“ hat die 
Kommiſſion ſich für die Vereinigung mehrerer Oberpoſt⸗Direk⸗ 
tions Bezirke unter einer Oberpoſt⸗Direktion, namentlich bei klei⸗ 
neren Oberpoſt⸗Direktionen ausgeſprochen. 

Hr. v. Vincke (Hagen) hat das Amendement geſtellt: die 
Erwartung auszuſprechen, daß die Zahl der Oberpoſt⸗Direktionen 
möglichſt ſo beſchränkt werden wird, daß für jede Provinz nur 
eine Oberpoſt Direktion beſtehen bleibe; derſelbe ſpricht für fein 
Amendement im Intereſſe der Vereinfachung der Verwaltung; 
auch ſei es gerade im Intereſſe des perſönlichen Verkehrs der 
Oberpoſt⸗Direktion mit dem Ober⸗Präſidenten, daß erſtere am 
Sitze des Ober⸗Präſidenten ſich befinde. — 

Der Haudelsminkſter: Nach reiflicher Erwägung habe 
die Regierung die Oberpoſt⸗Direktionen mit den Sitzen der Res 
gierungs⸗Kollegten verbunden, eine Einrichtung, die ſich glänzend 
bewährt habe. Nur die Oberpoſt⸗Direktion zu Halle mache eine 
Ausnahme, indem dort keine Regierung ſich befinde. Die Ober⸗ 
Poſt⸗Direktlonen zu Stralſund und Erfurt feien von höchſter 
Wichtigkeit. Deshalb könne die Regierung von der Decentrali⸗ 
ſalion der 4 Fat "Ahae! 2 deres Ver⸗ 
fahren wür 
beiführen. 

(Vice⸗Präſident Reichenſperger übernimmt den Vorſitz.) 

Hr. v. Binde (Hagen): Wären ſtatt 26 nur 8 Oberpoſt⸗ 
Direktoren, ſo würden die Gehälter von 18 Oberpoſt⸗Direktoren 
erſpart werden; inſofern irrt der Herr Miniſter, wenn er nicht 
annimmt, daß durch Abſchaffung einiger Oberpoſt⸗Direktoren 
geſpart wird. Was nun die Regierungen anbetrifft, ſo wäre 
es wünſchenswerth, auch einige Regierungen abzuſchaffen, na⸗ 
mentlich die Regierung von Stralſund auf den Ausſterbe⸗Etat 
zu ſtellen. (Gelächter.) 

Das v. Vincke'ſche Amendement wird darauf mit geringer 
Majorität angenommen. (Dagegen: die Fraktionen der linken 
Seite, das Centrum, die Minifter und einige Mitglieder der 
Rechten, wie v. Bonin. 

Hierauf wird der Etat der Poſt-, Geſetzſammlungs⸗ und 
Zeitungsdebits verwaltung dem Kommiſſiensantrage gemäß mit 
9 Mill. 732,455 Thlr. genehmigt; ebenſo die Etats der Tele⸗ 
graphen⸗Verwaltung, der k. Porzellan⸗Manufaktur und der Ges 
ſundheitsgeſchirr⸗Manufaktur. (Schluß folgt.) 


— Das Herrenhaus war heute Mittag 12 Uhr ebenfalls 
zur Entgegennahme von Mittheilungen der königl. Staatsregie⸗ 
rung zu einer kurzen Sitzung verſammelt. Nach Erledigung 
einiger geſchäftlichen Angelegenheiten Seitens des Präſidenten, 
Prinzen zu Hohenlohe, ergriff der Miniſterpräſident, Fürſt von 
Hohenzoltern, das Wort und erklärte: die Regierung halte 
es für angemeſſen, bei der gegenwärtigen politiſchen Lage der 
Landesvertretung Mittheilungen über ihr Verhalten und über 
die Ziele, die ſie durch ihr Handeln zu erreichen ſtrebe, zu 
machen. Die ſodann von dem Finanzminiſter Freiherrn von 
Patow über das erlaſſene Pferde-Ausfuhrverbot und von dem 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Frhrn. v. Schlei⸗ 
nitz, über die gegenwärtige Se tuation abgegebenen Erklärungen 
waren mit den kurz zuvor im Haufe der Abgeordneten gegebe⸗ 
nen gleichlautend. Die Rede des Herrn Miniſters der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten wurde zu wiederholten Malen durch 
laute Akklamationen Seitens des Hıufes unterbrochen. Nach⸗ 
dem die Miniſter ihre Erklärungen abgegeben hatten, ergriff der 
Prinz zu Hohenlohe das Wort. Die alte preußiſche Geſin⸗ 
nung, ſagte er, habe ſich auch in dieſen Zeiten wieder zum 
Beſten des Vaterlandes bei der Regierung, wie beim Volke auf 
das Herrlichſte bewährt, und wohl gezieme es ſich, deſſen ein⸗ 
gedenk zu ſein, daß dieſe Geſinnung wurzele in dem edlen Ge⸗ 
ſchlecht der Hohenzollern. Um dem Prinz⸗Regenten für dieſe, 
wie immer, ſo auch jetzt bewährte altpreußiſche Geſinnung den 
Dank der Landesvertretung zu bezeigen, fordere er die Verſamm⸗ 
lung auf, ſich von ihren Sitzen zu erheben. Dies geſchieht. — 
Sämmtliche Miniſter, mit Ausnahme des Kultusminiſters, der 
im Abgeordnet nhauſe beſchäftigt war, waren anweſend, in der 
Hofloze wohnten der Prinz Friedrich Wilhelm und der Groß⸗ 
herzog von Weimar der Sitzung bei; die Diplomatenloge war 
ſehr gefüllt. 


e die Aufſicht erſchweren, und Erſparung nicht her⸗ 


Berlin, 9. März. Wie die „Berl. Börſ.⸗Z.“ vernimmt, 
iſt Seitens der kaiſerlich franzöſiſchen Geſandtſchaft 
dei dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten über einige 
Stellen der Poſſe von Kaliſch Beſchwerde erhoben worden, 
die am 5. März auf dem Faſtnachtsfeſte des Herrn Aſcher bei 
Kroll's aufgeführt worden iſt. Wie ſich indeß ergeben hat, ent⸗ 
hält das gedruckte vorliegende Stück nichts, was irgend nur 
bedenklich erſcheinen könnte, ſo daß alſo die mit der Durchſicht 
von neuen Stücken beauftragte Behörde auch keinen Anlaß ge⸗ 
habt haben konnte, der Aufführung entgegenzutreten. 

— Die Kommiſſion empfiehlt nach dem heute ausgegebe⸗ 
nen Berlcht mit 10 gegen 4 Stimmen den mehrerwähnten Ans 
trag des Grafen v. Arnim⸗Boytzenburg u. Gen. in Betreff des 
Staatsſchatzes zur Annahme. 

— Nach und nach treffen aus ſämmtlichen deutſchen Zoll⸗ 
vereinsſtaaten Nachrichten über den nach vorhergegangener ge⸗ 
meinſchaftlicher Verabredung publizirten Erlaß des Pferde⸗ 
Wan für alle Grenzen des deutſchen Zollvereins 

er ein. 

— Se. königl. Hoheit der Prinz Friedrich iſt, wie uns 
mitgetheilt wird, von ſeinem Unwohlſein faſt ganz wiederherge⸗ 
ſtellt, ſo daß Höchſtderſelbe bald wieder das Zimmer wird ver⸗ 
laſſen können. 

— Se. Hoheit der Herzog von Sachſen-Coburg⸗Gotha 
wohnte der geſtrigen Verſammlung des Akklimatiſations⸗Vereins 
bei und hielt in derſelben einen Vortrag über: „Exiſtiren in 
Preußen Pferde Racen?“ eine Frage, die von Sr. Hoheit ver⸗ 
neint wurde. 

— Eine der ſchönſten Denkmünzen, die wir geſehen, iſt 
die auf Veranlaſſung JJ. kk. HH. des Prinzen und der Prin⸗ 
zeſſin Friedrich Wilhelm auf die Geburt Sr. königl. Hoheit des 
Prinzen Friedrich Wilhelm Victor Albert kurzlich ge⸗ 
prägte. a (Sp. Z.) 

— Wie das Gerücht wiſſen will, wird der Graf von 
Paris in die preußiſche Armee eintreten, um den Militair⸗ 
Dienſt praktiſch kennen zu lernen. Der Großherzog von Meck⸗ 
lenburg⸗Schwerin ſoll bei feiner letzten Anweſenheit am hleſigen 
Hofe dieſe Angelegenheit vermittelt haben. Wie hinzugefügt 
wiro, ſtehen der Erfüllung des Wunſches des Grafen von Paris 
keinerlei diplomatiſche Schwierigkeiten entgegen, und wird Se. 
k. Hoheit dem 1. Garde⸗Regiment zu Fuß attachirt werden. 

— Ocſterreichs Zugeſtändniſſe in Folge der Cowley'ſchen 
Miſſion gehen nach der in diplomateſchen Kreiſen beglaubigten 
Annahme dahin, daß es 1) in eine gemeinſchaftliche Regelung 
ver Räumung des Kirchenſtaates einwilligt, mit Ausnahme von 
Ferrara und der andern durch die Verträge von 1815 ibm zu⸗ 
gewieſenen Beſatzungen; 2) in eine Prüfung der Spezial⸗ 
Verträge mit Modena und Parma; 3) in der Verwendung ſei⸗ 
ner guten Dienſte, um den betreffenden Staaten innere Refor⸗ 
men anzurathen und den etwaigen von anderen Mächten in 
dieſer Richtung gegebenen Rath zu unterſtützen. Zu beachten 
iſt, daß es ſich vorerſt nur um eine Prüfung der Spezial⸗ 
Verträge handelt, die den Zuſammentritt einer Konferenz ans 
deutet. 2 * | 


7 Berlin, 10. März. Die von Sr. königl. Hoh. dem 
Prinz⸗ Regenten kürzlich erlaſſene Amneſtie bezieht ſich auf alle 
diejenigen, welche wider den 8. 101 des Strafgeſetzbuches ge⸗ 
fehlt haben, ferner auf Hochverräther, Tumultuanten und wegen 
ähnlicher Vergehen Beſtrafte. Ausgeſchloſſen ſind alle die, 
welche ſich wegen Majepätsbeleidigung in Haft befinden. Je⸗ 
doch ſoll nur über diejenigen von den Gerichten zum Zweck ihrer 
Amueſtirung berichtet werden, über welche bereits rechtskräf⸗ 
tig erkannt iſt, und die ihre Strafe ſchon angetreten haben. 
Es find daher die politiſchen Flüchtlinge ausgeſchloſſen, welche 
vor Antretung ihrer Strafe aus dem Lande entflohen ſind. 

Hamburg, 9. März. Nach hier eingetceffenen Nach⸗ 
richten aus Itzehoe hat heute die Ständeverſammlung ſaͤmmt⸗ 
liche Anträge des Verfaſſungsausſchuſſes angenommen. 

Itzehoe, 8. März. Da ich geſtern nur einen ſummari⸗ 
ſchen Bericht über die Ständeverſammlung, welche der 
Vorberathung über den Bericht des Verfaſſungs⸗-Ausſchuſ⸗ 
ſes gewidmet war, abſchicken konnte, ſo laſſe ich heut die Er⸗ 
gänzung deſſelben folgen: 

21 Der k. Kommiſſar: Der Hauptgedanke des Verfaſſungs⸗ 
Ausſchuß⸗VBerichts ſei die Geſammt⸗Repräſentation durch die vier 
Verſammlungen und den König. Der Ausſchuß glaube, daß 
dies mit der Bekanntmachung vom 28. Jauuar 1852 zu vers 
einigen; das könne nicht zugegeben werden. 
einer Repräſentation ein gemeinſchaftliches, ſo müſſe auch die 
ganze Vertretung eine gemeinſchaftliche fein. Der Ausſchuß ſtelle 
den Grundſatz auf, daß Selbſiſtändigkeit und Gleichberechtigung 
durch Abſtimmung in Kurien erreicht werden. In dieſem Sinne 

ſei von Selbſiſtändigkeit und Gleichberechtigung in der Bekannt⸗ 
machung vom 28. Januar 1852 nicht die Rede; der Stand⸗ 
punkt derſelben ſei die Einheit der Monarchie, dieſer Stand⸗ 
punkt ſei bisher feſtgehalten worden, und es könne daher nicht, 
wie der Ausſchuß es thue, von „einzelnen Ländern“ die Rede 
ſein. Der Ausſchuß ſei nicht berechtigt, das Herzogthum Hol⸗ 
ſtein einen Staat zu nennen; es ſei nur ein Laudestheil. Stelle 
man ſich auf den Standpunkt des Ausſchuſſes, fo könne, wie 
das Wort Gleichberechtigung gebraucht worden, nur ein Zuſtand 
als möglich gedacht werden, wo der Gegenſatz der Jntereſſen 
mehr hervortreten und eine Stockung der ganzen Geſetzgebung 
die Folge ſein werde. Was das Verhalten der Verſammlung 

in Bezug auf das Herzogthum Schleswig, in welcher Hinſicht 
ſogar Anträge geſtellt worden, betreffe, ſo liege das außer⸗ 
halb der Kompetenz der Stände. Es ſei klar, daß ſol⸗ 
ches Verfahren eine Verſtändigung unmöglich mache. End⸗ 
lich müſſe er ſich noch über das Recht der Beſchlußnahme, wel⸗ 
ches die Verſammlung für gemeinſchaftliche Zwecke in Anſpruch 
nehme, ein paar Worte erlauben. Die Grundlage der Kompe⸗ 
tenz der Ständeverſammlung ſei die holſteiniſche Verfaſſung von 
1854. Danach lönnten die Stände nur beſchließen in holſteini⸗ 
ſchen Angelegenhetten, nicht aber in allgemeinen. 

Der Präſident: Der von dem k. Kommiſſar erhobene 


Sei das Weſen 


Proteſt gegen die Kompetenz⸗Ueberſchreitung der Ständever⸗ 
ſammlung enthalte einen Vorwurf, der ihn, den Präſidenten, 
zunächſt angehe. Was nun feinen Standpunkt betreffe, jo fei 
derſelbe dadurch bezeichnet, daß er Alles, was zur Sache ge⸗ 
höre, zur Verhandlung bringe, aber auch gerade das. In⸗ 
ſofern nun bei der Behandlung einer Sache auch andere Theile 
der Monarchie zu berüaſichtigen, fo müßten dieſe andern Theile 
ebenfalls in den Kreis der Berathung gezogen werden. Er 
habe keinen Augenblick Zweifel daran gehabt, daß die Verſamm⸗ 
lung vollkommen berechtigt ſei, das Herzogthum Schleswig, wie 
jeden andern Theil der Monarchie, in den Kreis ihrer Bera⸗ 
thung zu ziehen. 

Der k. Kommiſſar: Er bedauere, daß er mit dem Prä⸗ 
ſidenten nicht übereinſtimme. Die Regierung könne es nicht bil⸗ 
ligen, daß z. B. die Sprachſache in Schleswig, die doch nicht 
zur Kompetenz der Verſammlung gehöre, von dieſer einer bit⸗ 
tern Kritik unterworfen ſei. Der Präſident habe ſich nach der 
Geſchäftsordnung zu richten, der müſſe auch er, der Kommiſſar, 
ſich unterwerfen, ſo viel müſſe er indeß hinzufügen, daß er an 
Verhandlungen über innere ſchleswigſche Angelegenheiten nicht 
theilnehmen werde. 

Rötger ſprach zu Gunſten des Ausſchußberichts, ebenſo 
Graf Reventlou⸗Jersbeck. 

Reinke erſuchte den k. Kommiſſar, mit ſeinen Bemerkun⸗ 
gen zu den einzelnen Theilen des Berichts in der Vorberathung 
hervorzutreten. Der k. Kommiſſar ſchwieg. 

Versmann ſprach von der Unterdrückung der deutſchen 
Nationalität im Herzogthum Schleswig, und ſagte er u. A., es 
gehe ein Wort durch das Land — ein ſchweres dunkles Wort: 
„die Generation im gemiſchten Diſtrikte Schleswigs (30,000 
Menſchen) müſſe zu Grunde gehen, dann werde das Volk ein 
däniſches.“ Er glaube, das Wort ſei nicht geſprochen, ſondern 
nur eine Deſignation von dem, was man an gewiſſer Stelle 
wünſche. 

Der Präſident: Der Viee⸗Pröſident habe gewünſcht, 
daß, wenn von Seſten des Königlichen Kommiſſars etwas zu 
erinnern fein ſollte über die ſpeziellen Theile des Berichts, der⸗ 
ſelde damit in der Vorberathung hervortreten möge; das ſei 
nicht geſchehen; der Königliche Kommiſſar habe ſich auf einige 
allgemeine Bemerkungen beſchränkt; die Folgerung müſſe Jedem 
überloffen werden. Nach allgemeinen Grundſätzen müſſe man 
annehmen, daß der Verſammlung in der Eröffnungsrede habe 
mitgetheilt werden ſollen, daß es ſich darum handle, eine Ver⸗ 
ſtändigung über die ſtattgehabten Differenzen vorzubereiten, und 
daß der König dazu die Hand biete. Dem ſei, wie ihm wolle, 
er glaube, die Verſammlung habe das Ihrige gethan, um den 
Anträgen der Regierung entgegen zu kommen. Der Ausſchuß⸗ 
Bericht ſei eingehend. Wenn nun von der Regierung das Gr 
gentheil behauptet werde, ſo halte er, als Präſident, es für 
feine Pflicht (mit lauter Stimme) zu konſtatiren, daß die Vers 
ſammlung eine Verſtändigung verſucht habe, und weil die Stände 
die Erfahrung gemacht, daß in diplomatiſchen Noten oft etwas 
Anderes geſagt werde, als was wahr ſei, ſo müſſe er hier 
konſtatiren, daß die Verſammlung heute die Hand zum Vertrage 
angeboten habe. 

Wie ein Mann erhob ſich die Verſammlung zum Zeichen 
ihrer Beiſtemmung, worauf der Präſident die Vorberathung, da 
Niemand weiter das Wort verlangt, für beendet erklärte. 


Oeſterreich. 

Wien, 7. März. Das 5., 12., 14., 32., 33., 39., 46. 
und 61. Linien⸗Infanterie⸗Regiment, dann das 5. Artillerie⸗Re⸗ 
giment und die Küſten⸗Artillerie werden auf den Kriegsfuß ges 
ſetzt, und haben ſich die beurlaubten Mannſchaften unverzüglich 
bei den Ergänzungs⸗Kommando's zu ſtellen. — In finanziellen 
Kreiſen ſpricht man davon, daß die Bank die im Januar auf⸗ 
genommenen Baarzahlungen für fo lange fuspenviren werde, 
bis der Friede geſichert iſt. 


— Wiener Blättern wird aus Turin, 5. März, telegra⸗ 


phirt: Die Hoffaung auf die franzöſiſche Unterſtützung beginnt 
zu ſchwanken, denn es ſoll der franzöſiſche Geſandte mit In⸗ 
struktionen zurückgekommen fein, Piemont zu einer ruhigen Hal⸗ 
tung zu beſtimmen. 

— Der Wiener „Preſſe“ wird aus Turin, 6. März, tele⸗ 
graphirt: Die Erkärung des „Moniteur“ hat auf die Kriegs⸗ 
partei einen abkühlenden Eindruck gemacht; an eine Phraſe der 
franzöſiſchen Note knüpft man jedoch noch allerlei Hoffnungen. 
Der Andrang der Subſkribenten dauert fort, obgleich die An⸗ 
leihe gedeckt iſt. Es treffen fortwährend Flüchtlinge aus allen 
italieniſchen Staaten ein. ’ 

Italien. 

Turin, 9. März. Die heutige „Gazetla Piemonteſe“ 
jagt, daß, nachdem Oeſterreich die Beurlautten der italieniſchen 
Armee einberufen, die piemonteſiſche Regierung ebenfalls die 
Beurlaubten der Kontirgente unter Waffen gerufen hat. 

5 Frankreich. ? 

Paris, 8. März. Der geſtrige Maskenball in den Tui⸗ 
lerieen fell überons glänzend ausgefallen fein, und ſollen die 
Eingeladenen (ungefähr 600) eine ſelbſt in dieſen Kreiſen un⸗ 
gewöhnliche Pracht der Koſtüme entwickelt haben. Der Kaiſer 
hatte das Koſtüm eines höheren Offiziers unter Ladwig XV. 
und die Kaiſerin ebenfalls ein Koſtüm aus dieſem Jahrhundert. 
gewählt, das mit Edelſteinen und Perlen bedeckt war. Nach 
Mitternacht erſchtenen zwei von Genien gezo ene Wagen mit 
Damen, in hiſtoriſche Gewänder gehüllt, was ſehr lieblich an⸗ 
zuſehen war. Im Theater⸗Saale war eine Kaskade angebracht. 
Es wurden zwei Soupers ſervirt, um 2 Uhr nach Mitternacht 
und um 5 Uhr Morgens. Die Tänze dauerten bis 6 Uhr, 
und auch der Kaiſer blieb bis dahin. Der Herzog von Ma⸗ 
lakow, der in Paris iſt, befand ſich ebenfalls unter den Gäſten. 

— Am vergangenen Sonnabend hat Herr von Waleweki 
einen außerordentlichen Kak igets⸗Kourier mit Depeſchen an den 
Prinzen de la Tour d'Audbergne nach Turin abgeſandt. Unmit⸗ 
telbar nach deſſen Eintreffen — am geſtrizen Tage — foll Graf 
Cavour ſeine Entlaſſung eingereicht haben, welche don Victor 


Emanuel, ſo fügt man hinzu, vorläufig verweigert worden ſei. 


— 


| 


Provinzielles. 

Kolberg, 8. März. Der Beſchluß des Schievelbeiner Kreiſes 
vom 2. März über den Bau der Chauſſee bis zur Fürſtenthumer 
Kreisgrenze, hat die Ausführung der obigen beiden Linien, wel 
ſchon vor 4 Jahren 
Hinderniß hinweggeräumt 


offen wir, daß man nun beſtrebt ſein werde, durch die ſchnelli 


Ausführung der beiden Straßen uns einen Heinen Erſatz für 
vierjäßrige Zögerung zu Ka 85 
tige Kreiaobligati 0 
ge Kreisobligationen, durch 2 Proz. tilgbar, beſcha d beanit 
die Stagtsprämie mit 10,000 Tol vi Male c un geil 
feinen Zweifel, daß ihm dies Geſuch bei der nur 1% Meile langen 
Strecke bewilligt werde, da unſerem Kreiſe eine gleiche Summe in 
Ausſicht geſtellt iſt. 5 
anten de , e e in 
em Winde Die dem Bäckermeiſter ehöri 4 
thore belegene Windmühle ab. e 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 10. März. Der Stralſunder Zeitung entnehmen 
wir folgendes Zeugniß glaubensſeliger Begriffskonfuſſon eines Ritter 
gutsbeſitzers Herrn v. H.⸗Str. (v. Henning-Stremlow?): 

„Die Notb⸗Cloilehe und ihre Konſe quenzen.“ 

Jeder glaubenstreue Paſtor, der aus bibliſchen Gründen dee 
Trauung eines Paares verweigert hat, kann daſſelbe ferner nich“ me 
als 3 der Mitgliedſchaft der chriſtlichen Kirche betrachten, wen 
es ſeine Gewiſſenloſigkeit und Verachtung gegen die Grundſätze dit 
Kirche bis zur „Noth⸗Civilebe“ ſteigert, welche nach Dielen Grund“ 
ſätzen nur als „Ehebruch“ angeſeben werden kann. 

Ein ſolcher „Ebebrecher“ wird von der katholischen Kirche ( 
kommunicirt, und es iſt daher mit Gewißheit zu erwarten, daß 
Diener der evangelischen Kirche ebenſoviel Glaubenstreue beſſhen 
mi als nie ver katholiſchen. 10 

nem ſolchen „exkommuniecirien Paar“ wird daher ſel bſtverſtänd“ 
lich das heilige Abendmahl, die „Kommunion“, 8 9 15 
wie kann der Geiſtliche wohl Ehebrechern die „Abfolution“ gewäbrel, 


jo lange dieſelben bewußt im ärgſten Widerſpruch gegen die Lehre 


der D eren ſolcher Rothe 10 
e Kinder aus ſolcher Nothehe kann der Geiſtliche allenfa 
taufen, da ja auch Heidenkinder getauft werden; alle Lane me 
ledoch der christlichen Kirche angehören, und beſonders dazu verpflich n 
werden, den Zäuflin vor dem Heidenthum der Eltern zu bewabren. 

Die katholiſche Kirche hat vielfach die Beerdi gung evangeliſchtt 
Cbriſten auf ihren Kirchböfen verweigert, oder abgeſonderte Plätze an 
Ver ee e 5 — ur dürften nun jo! 
" unicirien Notheivil⸗Ehebrecher“ ihre Begräbni 1 
Unmöglich zwichen den Kreuzen der andern N a er 
wiſſentlich das Kreuz und ſeine Lehre verachtet haben. 

Welcher Art endlich wird die Eidesformel ſein, welche ſolchen 
keiner Kirchengemeinde angehörenden „Exkommunizirten“ auferlegt 
wird, und welcher Glaube wird der Betheuerung eines ſolchen beizü⸗ 
meſſen ſein, der den Glauben ſo offen verleugnet hat? — 

Kurz, die „Noty⸗Clvilehe“ iſt nichts als tine moderne Kon, 
zeſſion an den Ehebruch, der dadurch geſetzlich ſanktionirt wird, und 
wer es treu mit unſrer chriſtlichen Kirche und ihren Lehren meint, kann 
nur von Herzen in den Nothſchrei mit einſtimmen hr 

„Bewabr’ ung, lieber Herre Gott, 

a Vor Sünden und Civileh'⸗Nothl“ 

In Stralſund fand geſtern die Neuwahl ftatt für Herrn 

v. Uſedom, der ſeiner Ernennung zum Bundestags⸗Geſandten halkel 

das Mandat hatte niederlegen müſſen. Kandidaten waren Herr von 

ui om 1 a. 55 v. d. Lancken. Da Beide ein 

* mena erhielten, mußte 

G We 1 d. e 298. Legs gelegen, werden, * 

eute Vormittag entſtand in einem Keller, e Werke 

ſtatt, auf dem ſog. Miclentz ſchen ent Fee l 

aber glüdlicherweife alsbald wieder gelöſcht wurde. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Paris, 10. März. Der Bee pi enthält eine 
ausführliche Darlegung des öſterreichiſchen Armeebeſtandes in 
Italien; er ſchötzt die Truppenmaſſen daſelbſt, einſchließlich det 
eingezogenen Beurlaubten, auf 117,210 Mann. 
öſterreichiſche Armee nimmt wahrſcheinlich eine Stellung ein, 
um nöthigenfalls die Offenſive ergreifen zu können; die neueſten 
Dispoſitionen nähern die Streitkräfte den Grenzen um einige 
Tagemärſche. Die ſchwere Artillerie iſt in Verona und Mailand 
vereinigt. Dieje Vereinigung ſetze die Zuſammenziehung eines 
Belagerunge parks in Pavia voraus, welches nur die Belagerung 
feſter Plätze Piemom's bezwecken könne. 


— ꝗEwäàvV nennen — ä — 


Stettin, 10 eee ö 
ettin, 10. März Witterung: Schn 5 2 
Wind, fürn. . chnecluft. Temperatur + 
eizen unverändert, loco eine Ladung geringe ſchleſ. 51 Rt. xt 
Söpfd. bez., pr. Frühjahr 83.8 5pfd. 58 ½, 55 %, * Al, a 5 it 
Br., 58%, Rt. Gd, pr. Juli. Auguſt 83.8 5pfd. 61 % Rt. bez. 
Roggen behauptet, loco pr. 77pfd. 42 ½, 43, 44 Rt. nach Qual 
bez., pr. Frühjahr 41%, 42 Rt. bez. u. Br., pr. Mai⸗Juni 42½ a 
un 43% Rt. Br., 43 ½ Rt. Gd., pr. Juli-Außgu 
Gerne pr Frübi. 69.70pfd. gr. pomm. 36%, N. be 
= 5 afer pr. Früh. 47.50 pfd. excl, poln. und preuß. 304% Rt. Br 
Rübe fefter, loco 14%, Rt. bey, pr. April⸗ 
1 1 , de IA eh, pr. April⸗Mal 13% Mt. bez / 
e e Faß 
einöl loco inel. Faß 12 a 12½ Rt. Br. 
Spiritus behauptet, loco obne Faß 187 Yo bez., pr. Früblabt 
18% % bez. u. Gd. 187% Br., pr. a 151 % b, 1. 
Juli 17% % Br., 18 Gd., pr. Juli⸗Auguſt 17½ % Go., 17% Br. 


Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 

Berlin, 10, März, Mittags 2 Ubr. Staatsſchuldſcheine 84 ½ bel⸗ 
Prämien- Anleihe 3½ pCt. 114½ bez. Bertin, ae a © 
Stargard ⸗Poſener 83 Br. Köln-⸗Mindener 134% Gd. Diskont 
Kommandit-Antheile 98 bez Franzöſ.-Deſterr. St.⸗E.⸗A.— — 7 
Keen 2 Mt. iM N 2 Mt. 6 20 bez. 300 

oggen pr. März € 4 Gd. „ Frühi. 44 43. 
Ob dr. Ma. Jun 48, 44½ da, . d. Srl. 44 be. 

Rüböl loco 14½ bez., pr. März 14%, bez. u. G., pr. April⸗Mal 

3 3 bin er „5 Fe bez. 8 
piritus loco 24 bez., pr. März⸗April 193, bez. u. Br.“ 
pr. April-Mai 20 Br., 1976 bez, pr. Mal⸗Junt 20% Br, 20h. bei 


4 2 Morgens Mittags | Abende 
Ns 8 Her. 2 lh 0 he. 

— —ũ——ö.d— — — —— 7 — — . — — 
Barometer in Pariſer Linien | 3 338,21, | 337,84 337,900 
auf 09 reduzirt. 3 6,29% 336,18,“ 5460 

6 1,30 J. 5,60 | 85 
3 en ann. 2]. ik 2 . — — — 1 
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a? 
Verantwortlicher Redakteur H. Schönert in Stettin. 
Druck und Verlag von A, H. G. Effenbart in Stettin, 


von unſerem Kreiſe beſchloſſen wurde, das labte 


Schievelbein will das Geld zum Bau durch Sprozen 


(3. f. Pomm.) „ 
Abend gleich nach 9 Uhr Nan bei 


Chriftengräber, da ſe 


Hofe (Roſengarten) Feuer, welches 


Er ſagt: Die 


pr. Septbr.-Oktober 13 a 13%, Rt. bez. und Gd, 


. 


„„ . , . ̃ ⁵jꝓqö. ß Se een u 


